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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 2 

 

Stichwort: Dem Rat der Experten folgen und die  

Landeswohnungsbaugesellschaft gründen 

 

Adressat:   Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg 

 

Antragsteller:  Landesvorstand 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

1. Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert die Landesregierung und 1 

den Landtag von Baden-Württemberg auf, eine Landeswohnungsbaugesell-2 

schaft zu gründen.  3 

2. Die notwendigen Beschlüsse sind unverzüglich herbeizuführen, damit die neue 4 

Gesellschaft noch in dieser Wahlperiode erste Baumaßnahmen weitgehend ab-5 

schließen kann.  6 

3. Die Landeswohnungsbaugesellschaft muss dem Gemeinwohl und einer nach-7 

haltigen Siedlungsentwicklung verpflichtet sein. Gewinne sind in den Aufbau ei-8 

nes sozial gebundenen Wohnungsbestands und seiner nachhaltigen Bewirt-9 

schaftung zu reinvestieren. 10 

4. Die Landeswohnungsbaugesellschaft wird vor allem in den Regionen des Lan-11 

des tätig, in denen es keine oder keine ausreichend leistungsfähigen gemein-12 

wohlorientierten Wohnungsunternehmen gibt. 13 

5. Die Landeswohnungsbaugesellschaft ist für die Schaffung bezahlbaren Wohn-14 

raums für breite Schichten der Bevölkerung zuständig. Sie schafft im Rahmen 15 

der Wohnungsfürsorge auch Wohnraum für Beschäftigte des Landes, insbeson-16 

dere im einfachen und mittleren Dienst. 17 

 

Begründung  

 

Bezahlbares Wohnen entsteht im Neubau nur durch eine ausreichende Förderung. Dabei bie-

ten nur gemeinwohlorientierte Wohnungsunternehmen die Gewähr dafür, dass der mit öffent-

lichen Mitteln unterstützte Wohnungsbestand dauerhaft nach sozialen und nachhaltigen Krite-

rien bewirtschaftet wird. Nur gemeinwohlorientierte Wohnungsunternehmen sichern das Prin-

zip „einmal sozial, immer sozial“ im geförderten Wohnungsbau, ohne dass zu lange Bindungs-

fristen durch überhöhte Förderungen „erkauft“ werden müssen. 
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Die formelle und materielle Privatisierung von über 20.000 ehemals preisgebundener Woh-

nungen hat sich in den vergangenen Jahren als extrem teurer Fehler mit erheblichen negativen 

Folgen erwiesen.  

Die Neugründung der Landeswohnungsgesellschaft kann diesen Fehler zwar nicht rückgängig 

machen. Sie ist aber Voraussetzung für einen langfristig angelegten Kurswechsel in der Woh-

nungspolitik, die die Bedürfnisse der Mehrheit der Bevölkerung in den Mittelpunkt ihres Han-

dels stellt. Selbstverständlich löst die Landeswohnungsgesellschaft die kurzfristigen, brennen-

den Probleme der Wohnungsversorgung nicht. Ihre Gründung ist der erste notwendige Schritt, 

um zu einer langfristigen Lösung zu kommen. Der Mieterbund Baden-Württemberg bedauert 

es, dass die Landeswohnungsbaugesellschaft nicht Bestandteil des grün-schwarzen Koaliti-

onsvertrags ist.  

Bereits 2016 wurde im von der Landesregierung beauftragten Prognos-Gutachten die Wieder-

gründung einer Landesgesellschaft empfohlen. Doch Grün und Schwarz weigerten sich seit 

fast 10 Jahren, dieser Empfehlung zu folgen, u. a. mit dem Argument, es würde 3 Jahre dau-

ern, bis eine solche Gesellschaft erste Erfolge zeitigen könnte. In Bayern wurde nach dem 

Verkauf der Landeswohnungsgesellschaft die Bayernheim vor 8 Jahren neu gegründet und 

hat heute 4.700 Wohneinheiten im Bau und 4.700 in der Entwicklung. Ende 2026 soll sie über 

6.000 Wohneinheiten verfügen. 

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


